
453

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 39 FREITAG, DEN 9. DEZEMBER 2005

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Altengamme 10 für den Geltungs-
bereich der Schule in Altengamme (Bezirk Bergedorf, Orts-
teil 605) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Altengammer Elbdeich – West- und Nordgrenze des Flur-
stücks 2779, Westgrenzen der Flurstücke 996 bis 1000,
West- und Nordgrenze des Flurstücks 470 – Nordgrenzen
der Flurstücke 959 (Kirchenstegel), 1115, 2223, 2222, Nord-
und Ostgrenze des Flurstücks 2221 der Gemarkung Alten-
gamme.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den Bebauungsplan Altengamme 10

Vom 24. November 2005

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 und § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 
6. September 2004 (HmbGVBl. S. 356), § 81 Absatz 1 Nummer 6
der Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl.
S. 183), zuletzt geändert am 5. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 375),
§ 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes
in der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt
geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), § 6 Absätze 2
und 6 des Denkmalschutzgesetzes vom 3. Dezember 1973
(HmbGVBl. S. 466), zuletzt geändert am 21. März 2005
(HmbGVBl. S. 75, 79), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2,
§ 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe b der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geän-
dert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind:

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften.

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als Erhaltungsbereich bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach der Baufreistellungsverord-
nung vom 5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt geän-
dert am 1. September 2005 (HmbGVBl. S. 377, 382), in der
jeweils geltenden Fassung eine Genehmigung nicht erfor-
derlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur Ände-
rung oder zur Nutzungsänderung darf nur versagt werden,
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang
mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild oder das
Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen
Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche
Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche
Anlage beeinträchtigt wird.

2. Die Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkanten darf gegen-
über der für die Erschließung erforderlichen Straßen-
verkehrsfläche 40 cm nicht überschreiten. Die maximale
Gebäudehöhe von eingeschossigen Gebäuden darf 9 m,
von zweigeschossigen Gebäuden 12 m ab Oberkante Erd-
geschossfußboden nicht überschreiten.

3. Außenwände von Gebäuden sind in rotem oder rotbrau-
nem Ziegelmauerwerk auszuführen. Für Nebengebäude
und für untergeordnete Teile von Außenwänden von
Wohngebäuden, die 30 vom Hundert der jeweiligen Fassa-
denfläche nicht überschreiten, ist außerdem weiß, braun
oder grün angestrichenes Holz sowie Holz in Naturfarbe
zulässig. Für Nebengebäude ist außerdem weißer Putz
zulässig.

4. Dächer von Wohngebäuden sind als Sattel- oder Krüppel-
walmdächer mit beiderseits gleicher Neigung zwischen 35
Grad und 50 Grad auszuführen. Balkone, Dachaufbauten
und -einschnitte (zum Beispiel Loggien) sowie Zwerch-
giebel dürfen insgesamt eine Länge haben, die höchstens
ein Drittel der Länge ihrer zugehörigen Gebäudeseite ent-
spricht. Es sind nur rote, braune, graue und schwarze,
nicht glänzende Dacheindeckungen, Reetdächer und
begrünte Dächer zulässig.

5. Auf Grundstücksflächen, die überwiegend dem Wohnen
dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stellplätze in was-
ser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

6. Das Niederschlagswasser von den privaten Grundstücks-
flächen und der Fläche für den Gemeinbedarf ist ober-
irdisch abzuleiten.

7. Auf den privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung
„Garten“ sind bauliche Anlagen nur zulässig, sofern sie der
Nutzung des Gartens dienen (zum Beispiel überdachte
Terrassen, Gartenhäuser und Gewächshäuser). Die Grund-
fläche dieser Anlagen darf 10 vom Hundert der jeweiligen
Grünfläche nicht überschreiten.

8. Für festgesetzte Baumanpflanzungen sind standortge-
rechte, einheimische Laubgehölze zu verwenden.

9. Auf jedem wohnbaulich oder gewerblich genutzten
Grundstück ist mindestens ein kleinkroniger Laubbaum
oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.

10. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. 

11. Auf der als Friedhof festgesetzten Fläche ist innerhalb der
Baugrenzen ein eingeschossiges Gebäude für friedhofs-
bezogene Nutzungen mit einer Grundfläche bis 47 m²
zulässig. 

12. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwas-
serspiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind
unzulässig.

13. Für die festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt:

13.1 Beiderseits der mit „       “ bezeichneten Gräben sind natur-
nahe Uferbereiche mit einem vielfältigen Uferprofil und
wechselnden Böschungsneigungen zu entwickeln. In einer
Breite von 3 m ab Grabenrand sind Aufhöhungen, Neben-
anlagen sowie Stellplätze und Garagen unzulässig.

13.2 Die mit „       “ bezeichnete Fläche ist als Feuchtgrünland in
Form einer zweischürigen Wiese zu entwickeln. Dünge-
beziehungsweise Pflanzenbehandlungsmittel dürfen nicht
ausgebracht werden.

§ 3

Das Ensemble Kirchenstegel 1 bis 20 wird nach § 6 Absätze
2 und 6 des Denkmalschutzgesetzes dem Schutz dieses Geset-
zes unterstellt.

§ 4

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 24. November 2005.

Das Bezirksamt Bergedorf

FG

U
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§ 1
Änderung der JGS-Anlagenverordnung

Die Anlage zu § 2 Absatz 2 der JGS-Anlagenverordnung
vom 8. Juni 1999 (HmbGVBl. S. 107) wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1.2 wird folgender Satz angefügt:
„Satz 2 gilt nicht für monolithische, werksgefertigte Behäl-
ter aus wasserundurchlässigem Beton mit einem Fassungs-
vermögen von nicht mehr als 25 m³.“

2. Nummer 1.3 erhält folgende Fassung:
„1.3 Die Kapazität der Anlagen zur Lagerung von Jauche,
Gülle, Silagesickersäften und Festmist muss auf die klima-
tischen und pflanzenbaulichen Besonderheiten des jeweili-
gen landwirtschaftlichen Betriebes und die Belange des
Gewässerschutzes abgestimmt sein.“

3. Hinter Nummer 1.3 werden folgende Nummern 1.4 bis 1.6
eingefügt:
„1.4 Für die Lagerung von Jauche und Gülle ist eine Lager-
kapazität vorzuhalten, die grundsätzlich die in einem Zeit-
raum von sechs Monaten anfallenden Mengen aufnehmen
kann. Bei der Berechnung der Lagerkapazität sind zusätz-
lich zu den Anfallmengen von Jauche und Gülle auch wei-

tere Einleitungen (zum Beispiel Silagesickersäfte) sowie
verbleibende Lagermengen, die betriebsmäßig nicht abge-
pumpt werden können, zu berücksichtigen.

1.5 Bei offenen Behältern ist ein Mindestfreibord von 20 cm
an jeder Stelle einzuhalten.

1.6 Eine Unterschreitung der in Nummer 1.4 vorgeschrie-
benen Lagerkapazität ist nur zulässig, wenn eine ordnungs-
gemäße Verwertung der anfallenden Jauche und Gülle
durch die zuständige Behörde bestätigt oder eine ander-
weitige ordnungsgemäße Beseitigung der Jauche und Gülle
gegenüber der zuständigen Behörde nachgewiesen wird.“

4. In Nummer 2.4 Satz 1 wird hinter dem Wort „müssen“ die
Textstelle „bei Druckbefüllung mindestens in einem
Bereich von 4 m x 6 m“ eingefügt.

§ 2

Fristbestimmung

Werden für Anlagen zur Lagerung von Jauche und Gülle,
die bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung bereits eingebaut
oder aufgestellt waren, Anforderungen an die Lagerkapazität
nach § 1 neu begründet oder verschärft, sind diese Anlagen bis
zum 31. Dezember 2008 an diese Anforderungen anzupassen. 

Verordnung
zur Änderung der JGS-Anlagenverordnung

Vom 29. November 2005

Auf Grund von § 19 a Absatz 2 und § 28 Absatz 4 des Ham-
burgischen Wassergesetzes in der Fassung vom 29. März 2005
(HmbGVBl. S. 97), geändert am 1. September 2005 (HmbGVBl.
S. 377, 380), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 29. November 2005.
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(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Ham-
burg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Bereich
westlich der Kirchdorfer Straße im Stadtteil Wilhelmsburg
(Bezirk Harburg, Ortsteil 713) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim

Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht kön-
nen beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie
kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Vierundfünfzigste Änderung 
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm 

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 2. Dezember 2005

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Dezember 2005.

Der Senat


